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Gesamte Rechtsvorschrift fir Burgenlandisches Rettungsgesetz 1995, Fassung vom
28.01.2022

Langtitel
Gesetz vom 5. Dezember 1995 (iber das Rettungswesen (Burgenlandisches Rettungsgesetz 1995)

StF: LGBI. Nr. 30/1996 (XVI. Gp. RV 713 AB 774)

Anderung

LGBI. Nr. 32/2001 (XVIII. Gp. RV 111AB 127)
LGBI. Nr. 83/2005 (XVIII. Gp. IA 1113AB 1124)
LGBI. Nr. 76/2009 (XIX. Gp. IA 1206 AB 1250)
LGBI. Nr. 79/2013 (XX. Gp. RV 783AB 799)
LGBI. Nr. 38/2015 (XXI. Gp. IA 3AB 12)

LGBI. Nr. 42/2016 (XXI. Gp. RV 403AB 426)
LGBI. Nr. 3/2018 (XXI. Gp. RV 1147AB 1168)
LGBI. Nr. 40/2018 (XXI. Gp. RV 1310AB 1319)

Praambel/Promulgationsklausel

Der Landtag hat beschlossen:

Text

1. Abschnitt
Ortlicher und uberortlicher Rettungsdienst

81
Allgemeine Bestimmungen
(1) Die Gemeinden und das Land haben nach Mafgabe der ihnen nach diesem Gesetz zukommenden

Aufgaben des drtlichen und des Uberdrtlichen Rettungsdienstes Sorge flr die Rettung von Menschen aus
Gefahren zu tragen.

(2) Durch dieses Gesetz werden sonstige, Hilfeleistungspflichten regelnde gesetzliche Vorschriften,
insbesondere das Burgenlédndische Feuerwehrgesetz 1994, LGBI. Nr. 49, in der jeweils geltenden
Fassung, und das Katastrophenhilfegesetz, LGBI. Nr. 5/1986, in der jeweils geltenden Fassung, nicht
beriihrt.

§2
Ortlicher Rettungsdienst
(1) Die Angelegenheiten des ortlichen Rettungsdienstes sind von der Gemeinde zu besorgen.

(2) Aufgabe des ortlichen Rettungsdienstes ist es,

1. Personen, die eine erhebliche Gesundheitsstérung erlitten haben, Erste Hilfe zu leisten, sie
transportfahig zu machen und sie unter sachgerechter Betreuung mit geeigneten Verkehrsmitteln
in eine Krankenanstalt zu bringen oder sonst der &rztlichen Versorgung zuzufihren;

2. Krankentransporte durchzufiihren, wenn den betreffenden Personen
a) eine andere Transportgelegenheit nicht rechtzeitig zur Verfligung steht oder

b) die Benutzung einer anderen Transportgelegenheit und die Zuriicklegung des Weges zu Ful}
aus medizinischen Griinden nicht zumutbar ist;
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3. das fur die Aufgaben gemédR Z 1 und 2 erforderliche Personal und die hieflr erforderlichen
Einrichtungen - bei Veranstaltungen auf Kosten des Veranstalters erforderlichenfalls auch an Ort
und Stelle - in ausreichendem Male bereitzustellen;

4. den Gemeindemitgliedern Schulungen in Erster Hilfe anzubieten.

(3) Im Sinne dieses Gesetzes gilt als

1. erhebliche Gesundheitsstérung: Beeintrachtigung der normalen korperlichen oder geistigen
Funktionen, die eine arztliche Behandlung erforderlich erscheinen lait;

2. Erste Hilfe: die auBerhalb von Krankenanstalten und Arztordinationen erfolgende erste
Betreuung eines Verletzten oder Kranken, der sich in Lebensgefahr befindet oder bei dem
betréchtliche gesundheitliche Schaden zu beflirchten sind, wenn er nicht unverziglich
medizinische Hilfe erhélt, mit Sofortmafnahmen zur Rettung des Lebens oder zur Verhinderung
groRerer gesundheitlicher Schéden;

3. Krankentransport: die Beforderung von Verletzten, Erkrankten, Gebrechlichen oder Gebérenden
mittels eines geeigneten Transportmittels in eine Krankenanstalt, Arztordination oder in die
Unterkunft.

(4) Zur Erfullung der Leistungen des ortlichen Rettungsdienstes hat sich die Gemeinde einer
anerkannten Rettungsorganisation (8 3) zu bedienen, sofern nicht Gefahr im Verzug vorliegt oder die
Gemeinde die Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes nicht durch eigene Einrichtungen sichergestellt
hat.

83
Anerkennung von Rettungsorganisationen

(1) Eine juristische Person ist auf ihren Antrag im Sinne des § 2 Abs. 4 als Rettungsorganisation
anzuerkennen, wenn
1. ihr statutengemaler Zweck jedenfalls die Erbringung von Leistungen im Sinne des § 2 Abs. 2
darstellt;

2. sie statutengemdB gemeinnitzig, das heilt ohne Absicht, einen Ertrag oder sonstigen
wirtschaftlichen Erfolg zu erzielen, tétig ist und ihre Aufgaben weitgehend mit ehrenamtlich
tatigen Personen besorgt;

3. sie zu keinen Bedenken Uber die VerlaRlichkeit der fiir sie handelnden Personen AnlaR gibt;

4. sie Uber geniigend Personal, das fir die Aufgaben des &rtlichen Rettungsdienstes ausgebildet ist,
Uber geeignete Transportmittel in ausreichender Anzahl mit sachlicher Mindestausstattung (8 8)
samt dem hieflr erforderlichen sachkundigen Personal und (ber die sonst erforderlichen
Einrichtungen fur die Erfillung aller Aufgaben des 6rtlichen Rettungsdienstes verfigt;

5. sie Uber eine ortlich und Uberértlich standig mittels Funk oder Telefon erreichbare Einsatzstelle
und die erforderlichen Einrichtungen flr die administrative Bewaltigung sowie die sofortige und
stdndige Hilfeleistung verflgt;

6. sie eine ordnungsgeméale Erfullung der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes zumindest im
Sprengel eines politischen Bezirkes erwarten laR3t, wobei das Gebiet der Freistadte Eisenstadt und
Rust dem politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung zuzurechnen ist.

(2) Die Anerkennung ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des Abs. 1 fir das gesamte Burgenland
oder bestimmte Teile des Landes (Abs. 1 Z 6) auszusprechen und im Landesamtsblatt fir das Burgenland
zu verlautbaren.

(3) Die Anerkennung kann unter den fiir die ordnungsgeméfe Erfillung der Aufgaben des ortlichen
Rettungsdienstes (8 2 Abs. 2) erforderlichen Bedingungen und Auflagen erteilt werden.

(4) Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn eine Voraussetzung fir ihre Erteilung weggefallen ist.
Die Anerkennung ist ferner zu widerrufen, wenn die anerkannte Rettungsorganisation nicht innerhalb
eines Jahres ab ihrer Anerkennung mit mindestens einer Gemeinde einen Vertrag gemaR 8 4
abgeschlossen oder wiederholt Bedingungen oder Auflagen der Anerkennungsentscheidung oder
behordliche Auftrage nicht erflllt hat. Der Widerruf der Anerkennung ist im Landesamtsblatt fur das
Burgenland zu verlautbaren.

(5) Eine anerkannte Rettungsorganisation kann gegeniiber der Landesregierung den Verzicht auf ihre
Anerkennung erkldren. Eine solche Verzichtserkldrung ist im Landesamtsblatt fiir das Burgenland zu
verlautbaren.

(6) Das Osterreichische Rote Kreuz, Landesverband Burgenland, mit dem Sitz in Eisenstadt, und die
Samariterbund Burgenland Rettung und Soziale Dienste gemeinnitzige GmbH, mit dem Sitz in
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Weppersdorf, gelten fur das gesamte Burgenland als anerkannte Rettungsorganisationen im Sinne dieses
Gesetzes. Die Anerkennung ist durch Bescheid der Landesregierung zu widerrufen, wenn gesetzliche
oder vertragliche Verpflichtungen im Sinne dieses Gesetzes auf Dauer nicht mehr erfullt werden. Der
Widerruf ist im Landesamtsblatt fur das Burgenland zu verlautbaren.

(7) Eine anerkannte Rettungsorganisation ist fiir den Bereich, fur den die Anerkennung

ausgesprochen wurde, verpflichtet, mit jeder Gemeinde auf deren Einladung einen Vertrag gemai 8§ 4
abzuschlieBen. Diese AbschluRverpflichtung gilt auch fiir Vertrdge mit dem Land gemaR § 6.

84
Vertrage der Gemeinde mit anerkannten Rettungsorganisationen

(1) Die Gemeinde hat mit einer anerkannten Rettungsorganisation, deren sie sich - nach MafRgabe
des §2 Abs.4 - zur Erfullung der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes bedienen will, einen
schriftlichen Vertrag abzuschlieRen.

(2) Vertrage geméR Abs. 1 haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten tber

1. die von der Rettungsorganisation zu erbringenden Leistungen;
2. die Verpflichtung der Rettungsorganisation, daf} diese Leistungen
gegenuber jedermann standig und im gesamten Gemeindegebiet erbracht werden;
. den Stand der Einsatzkrafte und der verfligbaren Ausristung der Rettungsorganisation;
. den stdndigen Bereitschaftsdienst;
. die Dauer und die Kiindigung des Vertragsverhéltnisses;
. das AuRerkrafttreten des Vertrages, wenn die Anerkennung der Rettungsorganisation gemaf 8§ 3
Abs. 4 widerrufen wird;
7. die von der Gemeinde allféllig zu erbringenden Geld- und Sachleistungen (§ 9 Abs. 4).

(3) Vertrage geméBR Abs. 1 bedurfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Genehmigung durch die
Landesregierung. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Landesregierung nicht binnen drei Monaten,
gerechnet vom Zeitpunkt der Vorlage des Vertrages, die Genehmigung schriftlich versagt. Die
Genehmigung ist zu versagen, wenn der Vertrag den Bestimmungen des Abs. 2 nicht entspricht oder
sonst die Erfullung der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes offensichtlich nicht zu gewahrleisten
vermag.

(4) Ein Hinweis auf den Abschluf} eines Vertrages gemall Abs. 1 ist nach dessen Genehmigung
durch die Landesregierung von der Gemeinde unter Angabe der Rettungsorganisation, deren sich die
Gemeinde bei der Erfullung der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes bedienen wird, durch Anschlag
an der Amtstafel und, wenn die Gemeinde regelméBig ein amtliches Mitteilungsblatt herausgibt, auch
darin zu verlautbaren.

o 01 AW

85
Uberértlicher Rettungsdienst
(1) Die Angelegenheiten des uberdrtlichen Rettungsdienstes sind vom Land zu besorgen.

(2) Aufgabe des Uberértlichen Rettungsdienstes ist es, die Leistungen im Sinne des § 2 Abs. 2 in
jenen Féllen sicherzustellen, in denen die Erbringung solcher Leistungen nach deren Art oder AusmalR die
Leistungsfahigkeit der jeweiligen Gemeinde als Trager des Ortlichen Rettungsdienstes Ubersteigt. Zu
diesen Leistungen gehdren insbesondere

1. Erste-Hilfe-Malinahmen und Rettungsdienste bei GroRunfallen und Katastrophen,
2. der Betrieb von Rettungsleitstellen,

3. die Aus- und Weiterbildung der im Rettungsdienst tatigen Personen sowie

4. der Notarztrettungsdienst.

(3) Unter Notarztrettungsdienst versteht man eine arztliche Tatigkeit, die die notwendige notérztliche
Versorgung von verletzten oder erkrankten Personen sicherstellt. Notarztliche Versorgung ist die
unmittelbare, dringende, durch besonders geschulte Notérztinnen und Notérzte vorzunehmende
medizinische ~ Versorgung  solcher  Personen  wegen einer akuten lebensbedrohenden
Gesundheitsgefahrdung. Dabei sind bedarfsorientiert geeignete Rettungstransportmittel - wie
Notarztwégen, Notarzteinsatzfahrzeuge oder Notarzthubschrauber - einzusetzen.

(4) Mit der Erbringung der Leistungen des Uberdrtlichen Rettungsdienstes hat das Land eine
anerkannte Rettungsorganisation zu beauftragen. Dies gilt nicht bei:

1. Gefahr im Verzug oder
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2. der Erbringung durch eigene Einrichtungen des Landes oder

3. der Beauftragung befugter, zuverlassiger und leistungsféhiger Einrichtungen mit bestimmten
Leistungen des tberdrtlichen Rettungsdienstes, die von der mit der Erbringung der Leistungen
des iberdrtlichen
Rettungsdienstes beauftragten anerkannten Rettungsorganisation nicht erbracht werden kénnen.

(5) Die mit der Erbringung der Leistungen des Uberdrtlichen Rettungsdienstes gemall Abs. 4
beauftragte anerkannte Rettungsorganisation kann zur Besorgung einzelner Aufgaben des Uberortlichen
Rettungsdienstes mit Zustimmung des Landes andere geeignete Einrichtungen heranziehen.

(6) Die Rettungsorganisation oder die mit der Rettungsdienstleistung beauftragte Einrichtung hat
zwecks laufender Evaluierung der getatigten Einsatze und Dienste eine Einsatzdokumentation gemal den
Vorgaben der Richtlinien fiir den Rettungs- und Notarztrettungsdienst (8 5a) zu fiihren.

§ 5a
Richtlinien fur den Rettungs- und Notarztrettungsdienst

(1) Die Landesregierung hat Richtlinien fiir den Rettungs- und Notarztrettungsdienst zu erlassen und
im Landesamtsblatt zu ver6ffentlichen. Diese Richtlinien sind Grundlage fiir den (Gberdrtlichen
Rettungsdienst. AuBerdem haben sie Grundsétze tber den ortlichen Rettungsdienst zu enthalten.

(2) Die Richtlinien haben dem Stand der Technik und den Erkenntnissen der Wissenschaften zu
entsprechen. Sie haben Vorgaben (ber die

1. Organisation,

2. Abwicklung,

3. Ausrustung,

4. Rettungsmittel,

5. Qualitat und

6. Einsatzdokumentation des Rettungsdienstes sowie

7. Uber die Aus- und Weiterbildung der im Rettungsdienst tatigen Personen zu enthalten.

85b
Anerkennung als Einrichtung des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes

(1) Aufgabe des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes ist es, Personen zu retten und auer Gefahr
zu bringen, die abseits des offentlichen StraBennetzes im freien Geldnde oder auf dem Wasser verun-
glucken oder vermisst werden oder auf andere Weise in Not und dadurch in eine ihr Leben oder ihre
Gesundheit unmittelbar bedrohende Gefahrensituation geraten. Zu diesen Aufgaben zéhlt auch die Suche
mit Rettungshunden.

(2) Juristische Personen, die Aufgaben gemdlR Abs. 1 besorgen, sind auf ihren Antrag durch Be-
scheid der Landesregierung als Einrichtung des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes anzuerkennen.
8 3 Abs. 1 und 2 gelten nach MalRgabe der Aufgaben gemal § 5b Abs. 1 sinngemal. Die Anerkennung
kann unter Auflagen und Bedingungen erteilt werden. Sie ist zu widerrufen, wenn eine Voraussetzung flr
ihre Erteilung weggefallen ist, einem Mangelbehebungsauftrag nicht entsprochen wurde oder Umsténde
eintreten, die sonst die ordnungsgemadRe Erfillung der Aufgaben gemdR Abs. 1 nicht mehr gewéhrleisten.

(3) Die Anerkennung und der Widerruf der Anerkennung sind im Landesamtsblatt fir das Burgen-
land zu verlautbaren.

(4) Eine anerkannte Einrichtung des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes kann gegenuber der
Landesregierung den Verzicht auf ihre Anerkennung erkléren. Eine solche Verzichtserkldrung ist im
Landesamtsblatt flir das Burgenland zu verlautbaren.

(5) Auf Einrichtungen des besonderen Hilfs- und Rettungsdienstes ist § 9 nicht anzuwenden. Das
Land kann jedoch nach MafRgabe vorhandener Mittel die Sicherstellung von Leistungen der besonderen
Hilfs- und Rettungsdienste fordern.

86
Vertréage des Landes mit anerkannten Rettungsorganisationen

(1) Das Land hat mit der anerkannten Rettungsorganisation, deren es sich - nach Malgabe des § 5
Abs. 4 - zur Erfullung der Aufgaben des tberdrtlichen Rettungsdienstes bedienen will, einen schriftlichen
Vertrag abzuschliel3en, sofern diese Rettungsorganisation die Erfullung dieser Aufgaben voraussichtlich
gewabhrleistet.
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(2) Das Land kann, soweit es aufgrund bestimmter Ortlicher oder sachlicher Gegebenheiten im
Hinblick auf die bestmdgliche Gewéhrleistung der Erfullung der Aufgaben des (Uberdrtlichen
Rettungsdienstes zweckmafRig ist, hinsichtlich bestimmter Gebietsteile des Landes oder bestimmter
Aufgaben des Uberortlichen Rettungsdienstes auch mit mehreren anerkannten Rettungsorganisationen
Vertrage abschliefen. Das Land muB diesfalls vertraglich sicherstellen, daB die sachlichen und értlichen
Aufgabenbereiche dieser Rettungsorganisationen so abgegrenzt sind, daf sie einander ausschlielen.

(3) Vertrdge gemalt Abs. 1 haben jedenfalls Bestimmungen zu enthalten Giber

1. die von der Rettungsorganisation zu erbringenden Leistungen;

2. die Verpflichtung der Rettungsorganisation, daB diese Leistungen gegeniiber jedermann sténdig
und im gesamten Landesgebiet oder den vereinbarten Gebietsteilen (Abs. 2) erbracht werden;

. den Stand der Einsatzkréfte und der verfiigharen Ausrustung der Rettungsorganisation;
. den stdndigen Bereitschaftsdienst;
. die Dauer und die Kiindigung des Vertragsverhaltnisses;

. das AuBerkrafttreten des Vertrages, wenn die Anerkennung der Rettungsorganisation gemaRl § 3
Abs. 4 widerrufen wird;

7. die vom Land allfallig zu erbringenden Geld- und Sachleistungen (8 9 Abs. 9).

(4) Ein Hinweis auf den Abschluf eines Vertrages gemaf Abs.1 ist unter Angabe der
Rettungsorganisation, deren sich das Land bei der Erfullung der Aufgaben des dberdrtlichen
Rettungsdienstes bedienen wird, im Landesamtsblatt fiir das Burgenland zu verlautbaren.

§ 6a

Verarbeitung von Daten

Fir die Verarbeitung von Daten zum Zweck der Einsatzvorbereitung und Einsatzplanung sowie im
Rahmen von Einsatzilbungen und Einsétzen gilt § 3 Katastrophenhilfegesetz, LGBI. Nr. 5/1986, in der
geltenden Fassung, sinngeman.

o 01 AW

87
Rettungsbeirat
(1) Zur Beratung der Landesregierung bei der Vollziehung der ihr nach diesem Gesetz (ibertragenen
Aufgaben ist beim Amt der Burgenléandischen Landesregierung ein Rettungsbeirat, im folgenden kurz
Beirat genannt, einzurichten.
(2) Dem Beirat gehéren an:

1. das nach der Referatseinteilung der Mitglieder der Landesregierung flr die Angelegenheiten des
Rettungswesens zustandige Mitglied der Landesregierung als Vorsitzende(r);

2. vier Mitglieder auf Vorschlag der in der Landesregierung vertretenen politischen Parteien nach
deren Stérkeverhdltnis in der Landesregierung;

3. je ein Vertreter der Interessenvertretungen der Gemeinden;

4. ein Vertreter des Hauptverbandes der dsterreichischen
Sozialversicherungstrager;

5. je ein Vertreter der anerkannten Rettungsorganisationen und

6. ein Vertreter der Arztekammer fir Burgenland.

(3) Die Mitglieder des Beirates sind von der Landesregierung, im Falle des Abs. 2 Z 2 bis 6 auf
Vorschlag der genannten Einrichtungen, zu bestellen.

(4) Fir jedes Mitglied ist nach den Vorschriften des Abs. 3 ein Ersatzmitglied zu bestellen, das im
Falle der Verhinderung eines Mitgliedes an dessen Stelle tritt.

(5) Bei Bedarf kdnnen vom Beirat weitere Experten und Auskunftspersonen beigezogen werden.
(6) Das Nahere Uber die Geschéftsordnung des Beirates, insbesondere uber die Einberufung, den
Vorsitz und die BeschluRfassung, ist durch Verordnung der Landesregierung zu regeln.
§8
Personelle und sachliche Ausstattung

Die anerkannte Rettungsorganisation hat im Rahmen ihrer Statuten auf Grund der geschlossenen
Vereinbarungen fir die Einhaltung ihrer Verpflichtungen, insbesondere hinsichtlich personeller und
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sachlicher Ausstattung, zu sorgen. Hiebei sind die Richtlinien fir den Rettungs- und
Notarztrettungsdienst (8 5a) zu beachten.

89
Rettungsbeitrag

(1) Jede Gemeinde hat an die von ihr vertraglich verpflichtete anerkannte Rettungsorganisation einen
jahrlichen Rettungsbeitrag zu entrichten, dessen Hohe nach Genehmigung des von der jeweiligen
Rettungsorganisation  jéhrlich vorzulegenden Voranschlages und Jahresabschlusses durch die
Landesregierung nach Anhorung des Rettungsbeirates (§ 7) durch Verordnung der Landesregierung je
Einwohner der Gemeinde festgesetzt wird. Diese Verordnung kann fir das laufende Kalenderjahr
rickwirkend erlassen werden.

(2) Bei der Festsetzung der Hohe des Rettungsbeitrages ist auf die Hohe der den anerkannten
Rettungsorganisationen aus der Besorgung der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes bei sparsamer,
wirtschaftlicher und zweckmaBiger Wirtschaftsfiihrung normalerweise erwachsenden Kosten Bedacht zu
nehmen.

(3) Die anerkannten Rettungsorganisationen sind verpflichtet, in den in Abs. 1 erwahnten
Voranschlag und Jahresabschluf alle ihre Einnahmen und Ausgaben aufzunehmen. Im Gbrigen sind fir
die Erstellung (einschliellich Vorlage und Genehmigung) des Jahresabschlusses - und sinngemal auch
des Voranschlages - der anerkannten Rettungsorganisation die 88189 und 195 bis 211 des
Handelsgesetzbuches, dRGBI. 1897, S. 219, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 153/1994,
anzuwenden. Ergibt sich unter Beachtung dieser Bestimmungen ein Bilanzgewinn, so ist dieser auf neue
Rechnung vorzutragen und bei der Festsetzung der Rettungsbeitrage fur das Folgejahr zu beriicksichtigen.

(4) Alifallig erbrachte Geld- und Sachleistungen der Gemeinde (§ 4 Abs. 2 Z 7) sind auf den von ihr
zu leistenden Rettungsbeitrag anzurechnen.

(5) Rettungsbeitrage nach Abs. 1 sind je zur Halfte am 1. April und 1. Oktober zur Zahlung fallig.

(6) Zum Zweck der Leistung des Rettungsbeitrages hat die jeweilige Rettungsorganisation die Hohe
der jeweils falligen Beitragsrate der beitragspflichtigen Gemeinde schriftlich bekanntzugeben. Jede
Gemeinde hat das Recht, in den Voranschlag und JahresabschluR® der von ihr vertraglich verpflichteten
anerkannten Rettungsorganisation beim Amt der Burgenlédndischen Landesregierung innerhalb von vier
Wochen nach der Bekanntgabe der Beitragsrate Einsicht zu nehmen.

(7) Erachtet sich eine Gemeinde fur nicht oder fur nicht im bekanntgegebenen Ausmal
beitragspflichtig, so kann sie innerhalb einer nicht erstreckbaren Frist von sechs Wochen, vom Tag der
Zustellung der schriftlichen Bekanntgabe gemal Abs.6 an gerechnet, die Entscheidung der
Landesregierung hiertiber beantragen. Verweigert eine Gemeinde die Leistung des Rettungsbeitrages,
ohne innerhalb der ihr eingerdumten Frist einen solchen Antrag einzubringen, so kann die berechtigte
Rettungsorganisation ihrerseits die Entscheidung der Landesregierung beantragen. In beiden Fallen
entscheidet die Landesregierung durch Bescheid.

(8) Das Land hat flr die Besorgung des ortlichen und des Oberértlichen Rettungsdienstes einen
jahrlichen Rettungsbeitrag zu leisten, dessen Hohe dem Gesamtrettungsbeitrag aller Gemeinden
entspricht. Dieser Beitrag ist im Verhdltnis der Einwohnerzahlen der Gemeinden, die sich zur Erfiillung
der Aufgaben des ortlichen Rettungsdienstes anerkannter Rettungsorganisationen bedienen, auf diese
Rettungsorganisationen aufgeteilt zu leisten. Der Beitrag ist je zur Halfte zum 1. April und 1. Oktober zur
Zahlung fallig.

(9) Allféllig erbrachte Geld- und Sachleistungen des Landes (8§86 Abs.3 Z7), die dem
Rettungsdienst zuzuordnen sind, sind auf den von ihm zu leistenden Rettungsbeitrag anzurechnen.

(10) Die der Berechnung des Rettungsbeitrags zugrunde liegende Einwohnerzahl bestimmt sich ab
dem Jahr 2009 nach dem von der Bundesanstalt Statistik Osterreich in der Statistik des
Bevdlkerungsstands festgestellten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober, das auf der Internet-Homepage der
Bundesanstalt Statistik Osterreich bis zum November des dem Stichtag nachstfolgenden Kalenderjahres
kundgemacht wird, und wirkt mit dem Beginn des dem Stichtag folgenden Uberndchsten Kalenderjahres,
hinsichtlich der ersten Statistik des Bevolkerungsstands zum Stichtag 31. Oktober 2008 jedoch fiir die
Jahre 2009 und 2010. Im Jahr 2009 bestimmt sich die Volkszahl bis zur Kundmachung der Statistik des
Bevolkerungsstands zum Stichtag 31. Oktober 2008 nach einer vorlaufigen Wohnbevélkerung auf Basis
der der Bundesanstalt Statistik Osterreich im November 2008 zur Verfligung stehenden Daten. Der
Ausgleich fur das Jahr 2009 hat bei der am 1. April 2010 falligen Rate zu erfolgen.
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(11) Die Verpflichtung zur Hilfeleistung durch die anerkannten Rettungsorganisationen bertihrt nicht
deren Recht, den Ersatz der Kosten flir den Transport bzw. fir sonstige Leistungen vom Transportierten
oder sonstigen Leistungsempféngern oder aber aufgrund vertraglicher Regelungen von Dritten zu
verlangen.

§10
Aufsicht Uber anerkannte Rettungsorganisationen

(1) Die anerkannten Rettungsorganisationen unterliegen, soweit sie Aufgaben des Rettungsdienstes
im Sinne dieses Gesetzes besorgen, der Aufsicht der Landesregierung. Die anerkannten
Rettungsorganisationen haben, soweit sie gemal § 4 Abs. 1 oder § 6 Abs. 1 mit einer Gemeinde oder mit
dem Land die Ubernahme der Erfiillung von Aufgaben des értlichen oder liberdrtlichen Rettungsdienstes
vereinbart haben, der Landesregierung Einsicht in die Unterlagen fir den Voranschlag und den
JahresabschluB zu gewahren.

(2) Das Einsichtsrecht gemal Abs.1 hat der ordnungsgemalen Erfullung der den
Rettungsorganisationen gesetzlich und vertraglich Ubertragenen Aufgaben und Verpflichtungen des
Rettungsdienstes zu dienen.

(3) Die Landesregierung hat, wenn eine Rettungsorganisation ihre Aufgaben vernachléssigt, diese zu
verhalten, die erforderlichen Veranlassungen zu treffen. Kommt die Rettungsorganisation diesem Auftrag
nicht nach, so kann die Landesregierung die zur Beseitigung dieser Unzulénglichkeiten erforderlichen
MaRnahmen auf Kosten und Gefahr der Rettungsorganisation bewerkstelligen lassen.

(4) Die Landesregierung hat auf begriindeten Antrag einer Gemeinde eine Prifung der Téatigkeit der
anerkannten Rettungsorganisation im Hinblick auf die mit dieser Gemeinde vereinbarte Ubertragung der
Erfullung der Aufgaben des 6rtlichen Rettungsdienstes zu veranlassen. Das Ergebnis der Uberpriifungen
ist der antragstellenden Gemeinde mitzuteilen.

2. Abschnitt
Allgemeine Hilfeleistungspflichten
§11

Allgemeine Hilfeleistungs- und Verstandigungspflicht

(1) Unbeschadet der Verpflichtung zur Hilfeleistung in Unglicksféllen und Gemeingefahr geman
8§ 95 des Strafgesetzbuches, BGBI. Nr. 60/1974, ist jedermann verpflichtet, eine Person, die sich in einer
ihr Leben oder ihre Gesundheit unmittelbar bedrohenden erheblichen Gefahr befindet, aus dieser Gefahr
zu retten (8 1), sofern diese Hilfeleistung dem Verpflichteten méglich und zumutbar ist. Die Hilfeleistung
ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn sie nur unter Gefahrdung des Lebens oder der Gesundheit des
Hilfeleistungsverpflichteten moglich ware.

(2) Ist der zur Hilfeleistung Verpflichtete nicht in der Lage, mit eigenen Kréften die gemaR Abs. 1
erforderliche Hilfe zu leisten, so hat er unverziiglich eine anerkannte Rettungsorganisation oder eine
Sicherheitsdienststelle zu verstandigen oder auf andere geeignete Weise flr zielfihrende Hilfe zu sorgen.
Besitzer von Nachrichtentbermittlungsanlagen sind zur Weiterleitung diesbezlglicher Meldungen
verpflichtet.

8§12

Pflichten und Befugnisse bei Hilfs- und
Rettungseinsatzen

(1) Jedermann hat - unbeschadet des § 11 - wéhrend eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes Uber
Aufforderung der Behorde (8§ 19) unentgeltlich die ihm zumutbare Hilfe (§ 11 Abs. 1 zweiter Satz) zu
leisten.

(2) Jedermann hat wéhrend eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes lber Aufforderung der Behdrde
gegen angemessene Entschddigung Sachen, die zur Nachrichteniibermittlung oder fiir andere Hilfs- oder
RettungsmalRnahmen bendtigt werden, beizustellen, soweit diese Sachen nicht anderweitig zur Verfligung
gestellt werden kénnen.

(3) Jedermann hat wéhrend eines Hilfs- oder Rettungseinsatzes lber Aufforderung der Behdrde
gegen angemessene Entschadigung das Betreten und die Beniltzung seines Grundes und der
Baulichkeiten zu dulden.
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(4) Der Anspruch auf Entschddigung oder allfélligen Schadenersatz ist - bei sonstigem Verlust
binnen vier Wochen - fir Hilfs- oder Rettungseinsdtze im Rahmen des Ortlichen Rettungsdienstes
gegentber der Gemeinde, flr solche im Rahmen des Uberdrtlichen Rettungsdienstes gegentiber dem Land
geltend zu machen.

3. Abschnitt
Rettungsmedaille des Landes Burgenland

§13
Allgemeine Bestimmungen

(1) Fur eine nach besonderem Einsatz und unter gefdhrlichen Umstdnden erfolgte Rettung von
Menschen aus Lebensgefahr wird ein Ehrenzeichen geschaffen.

(2) Dieses Ehrenzeichen fuhrt den Namen ,,Rettungsmedaille des Landes Burgenland®.

(3) Die Medaille ist in Altsilber patiniert ausgefiihrt, hat einen Durchmesser von 40 mm und zeigt
auf der Vorderseite auf senkrecht schraffiertem Grund eine Hand, die eine zweite erschlaffte Hand rettend
umklammert und auf der Rickseite in einem durch senkrechte Schraffen umrahmten Kreuz in Kapitale
die Inschrift ,,Das Land Burgenland* und die Umschrift ,,Dem Retter aus Lebensgefahr*.

(4) Die Medaille ist auf der linken Brustseite an einem 45 mm beiten, dreieckig zusammengefalteten,
leicht schillernden, roten Band zu tragen, das in einem Abstand von 7 mm von jedem Rand zwei 7 mm
breite, gelbe Streifen aufweist.

8§14
Verleihungsvoraussetzungen

(1) Fur die Verleihung der Rettungsmedaille kommen Personen in Betracht, die im Burgenland
durch mutigen und selbstlosen Einsatz Menschen aus Lebensgefahr gerettet haben.

(2) Die Rettungsmedaille kann auch dann verliehen werden, wenn die Rettungstat zwar nicht zur
Rettung eines Menschen gefiihrt hat, aber der Rettungsversuch unter den im Abs. 1 genannten Umstanden
unternommen worden ist und die Rettung nach der gegebenen Lage mdglich hétte sein kdnnen.

(3) Fuhren ortlich und zeitlich zusammenhangende Handlungen einer Person zur Rettung mehrerer
Menschen, so sind sie als eine Rettungstat zu werten.

(4) Die Rettungsmedaille ist ohne Riicksicht auf das Alter des Retters zu verleihen.

8§15
Verleihung

(1) Die Rettungsmedaille wird auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes von der
Landesregierung  verliehen. Die  Verleihung  kann  insbesondere  auf  Antrag  der
Bezirksverwaltungsbehérde, in deren Bereich die Rettungstat stattgefunden hat, erfolgen.

(2) Die Rettungsmedaille kann mehrmals verliehen werden. Die mehrmalige Verleihung ist auf dem
Band der Medaille durch eine Spange mit der entsprechenden Zahl ersichtlich zu machen.

(3) Uber die Verleihung ist vom Landeshauptmann namens der Landesregierung eine Urkunde
auszustellen.

(4) Die mit der Verleihung der Rettungsmedaille verbundenen Kosten sind von Amts wegen zu
tragen.

(5) Ein Rechtsanspruch auf die Verleihung der Rettungsmedaille besteht nicht.

§16
Eigentumsiibergang

Die Rettungsmedaille geht in das Eigentum des Beliehenen Uber. Eine Rickgabepflicht seiner
Hinterbliebenen besteht nicht.
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§17
Zuwendungen
(1) Unabhéngig von der Verleihung der Rettungsmedaille kann flr die Rettungstat, insbesondere

dann, wenn der Retter dabei zu Schaden gekommen ist, ein Geldbetrag oder eine sonstige Zuwendung
zuerkannt werden.

(2) Die Art und das AusmaB der Zuwendung wird im Einzelfall durch die Landesregierung
festgesetzt.

§18
Besondere Verdienste fur eine anerkannte Rettungsorganisation

Die Landesregierung kann Auszeichnungen an Personen verleihen, die sich besondere Verdienste im
Rahmen der Thétigkeit einer anerkannten Rettungsorganisation erworben haben. Die néheren
Bestimmungen sind durch Verordnung der Landesregierung festzulegen.

4. Abschnitt

_ Behordenzustandigkeit;
Straf-, Ubergangs- und SchluflZbestimmungen

§19
Behorden
(1) Behorde im Sinne dieses Gesetzes ist, soweit nicht anderes bestimmt ist, in Angelegenheiten des

ortlichen Rettungsdienstes in erster Instanz der Birgermeister und in Angelegenheiten des tberortlichen
Rettungsdienstes die Landesregierung.

(2) Die in 8 12 Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Befugnisse, Personen zur Hilfeleistung, Beistellung von
Sachen und Duldung der Benltzung von Grundstiicken und Baulichkeiten aufzufordern, kénnen namens
der Behdrde auch von dem den Einsatz leitenden Organ der anerkannten Rettungsorganisation
wahrgenommen werden, solange kein Organ der Behdrde anwesend ist.

§20
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden

Die nach diesem Gesetz den Gemeinden zukommenden Aufgaben sind in ihrem eigenen
Wirkungsbereich zu besorgen.

8§21
Strafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsiibertretung begeht, wer
1. den Einsatz des ortlichen oder Uberdrtlichen Rettungsdienstes behindert oder vereitelt;

2. die Hilfe des ortlichen oder Uberortlichen Rettungsdienstes miBbrauchlich oder mutwillig in
Anspruch nimmt;

3. die im § 11 festgelegte Hilfeleistungs- oder Verstandigungspflicht verletzt;
4. seinen Pflichten gemé&R § 12 zuwiderhandelt oder
5. entgegen den Bestimmungen des 3. Abschnittes eine Auszeichnung
unbefugt tragt oder sich unbefugt als deren Besitzer ausgibt.
(2) Personen, die Ubertretungen gemaR Abs. 1 Z 1 bis 4 begangen haben, sind, sofern die Tat nicht

den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet,
von der Bezirksverwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe bis zu 2.200 Euro zu bestrafen.

(3) Personen, die Ubertretungen gemaR Abs. 1 Z 5 begangen haben, sind, sofern die Tat nicht den
Tatbestand einer in die Zusténdigkeit der ordentlichen Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, von
der Bezirksverwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe bis zu 360 Euro zu bestrafen.

(4) Der Versuch ist strafbar.

(5) Der Erlds von Geldstrafen flieRt der Gemeinde zu, in deren Gebiet die Verwaltungsubertretung
begangen wurde.
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§22
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten und Ubergangsbestimmungen
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Jdnner 1996 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das Gesetz liber die Schaffung eines Ehrenzeichens fur die
Errettung von Menschen aus Lebensgefahr (Rettungsmedaille des Landes Burgenland), LGBI.
Nr. 30/1971, auRer Kraft.

(3) Die Vertrdge gemaR 8§ 4 und § 6 sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes
abzuschlieBen. Vertrage mit dem Osterreichischen Roten Kreuz, Landesverband Burgenland, konnen
auch schon vor Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen und von der Landesregierung genehmigt
werden, werden aber frihestens mit Inkrafttreten dieses Gesetzes wirksam.

(4) Ehrenzeichen, die gemaR dem Gesetz tber die Schaffung eines Ehrenzeichens fur die Errettung
von Menschen aus Lebensgefahr (Rettungsmedaille des Landes Burgenland), LGBI. Nr. 30/1971,
verliehen worden sind, gelten als im Sinne des 3. Abschnittes dieses Gesetzes verliehen. Fiir die
Verleihung von Ehrenzeichen fir Rettungstaten, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt sind, sind,
soferne die Verleihung nach diesem Zeitpunkt stattfindet, die Bestimmungen dieses Gesetzes
anzuwenden.

(5) Die Anderungen von § 9 Abs. 1 und 10 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 76/2009 treten
mit 1. Janner 2009 in Kraft.

(6) &8 3 Abs. 4 sowie 8 21 Abs. 2 und 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 79/2013 treten mit
1. Janner 2014 in Kraft.

(7) 87 Abs.2Z2 und 8 7 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 38/2015 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(8) 83 Abs.6 und §5b in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 42/2016 treten mit dem der
Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

(9) & 6a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 3/2018 tritt mit dem der Kundmachung folgenden
Monatsersten in Kraft.

(10) § 6a in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 40/2018 tritt mit 25. Mai 2018 in Kraft.

www.ris.bka.gv.at Seite 10 von 10



	1. Abschnitt
	Örtlicher und überörtlicher Rettungsdienst
	§ 1
	§ 2
	§ 3
	§ 4
	§ 5
	§ 5a
	§ 5b
	§ 6
	§ 6a
	§ 7
	§ 8
	§ 9
	§ 10


	2. Abschnitt
	Allgemeine Hilfeleistungspflichten
	§ 11
	§ 12


	3. Abschnitt
	Rettungsmedaille des Landes Burgenland
	§ 13
	§ 14
	§ 15
	§ 16
	§ 17
	§ 18


	4. Abschnitt
	Behördenzuständigkeit; Straf-, Übergangs- und Schlußbestimmungen
	§ 19
	§ 20
	§ 21
	§ 22



